ic Vorginge um die

vier ., Abweichler®

bei dem Versuch der

SPD-Abgeordneren

Andrea Ypsilanti,

Fusammen mit €1ner
_Toleranzvereinbarung” mit der Parrei
der Linken eine neue hessische Regie-
rung zu bilden, und auch der Partei-
austrire des SPD-Mitglieds Wolfgang
Clement, der eine Riige der Partei nicht
akzeptieren wollre, geben Anlafi, doch
noch einmal erwas exakter iiber die Fra-
gen des Fraktionszwangs nachzudenken.
Es war schon in den vergangenen Jahren
nicht nur erstaunlich, sondern geradezu
empérend, von fithrenden Parteipoliti-
kern zu vernehmen, in einer bestimmuien
Frage sei die Abstimmung von der Frak-
tion ,freigegeben”. Immer wieder wa-
ren solche irrefithrenden Auflerungen zu
hisren. Der Staatsbiirger, der so etwas in
den Zeitungen las, konnte auf den Ge-
danken kommen, daf8 ,regelmifig” eine
solche Freiheit nicht bestehe und also ei-
ne Ausnahme sei. Den Urhebern solcher

mifiverstindlichen und dem cindeutigen _

Wortlaut unserer Verfassung widerspre-
chenden Aulerungen war offenbar niche
klar, was das freie Mandar im Gegensatz
zum imperativen Mandat kommunisti-
scher Verfassungen bedeutet. Es gehort
zu den fundamentalen Prinzipien der
reprisentativen Demokrarie.

Wenn es in der Verfassung heifle, dafl
Abgeordnete Vertreter des ganzen Vol-
kes seien und sie bei Abstimmungen im
Parlament keinen Weisungen, sondern
nur ihrem Gewissen zu folgen haben, ist
die Feststellung, in cinem bestimmten
Fall sei die Abstimmung . freigegeben”,
nicht nur eine Verhéhnung unserer Die-
mokratie, sondern gleichzeitig eine Irre-
fithrung der Offendichkeit. Einprigsa-
mier gesagt, fithre diese Auffassung dazu,
einen sogenannten Parteiverrat stirker
zu verdammen als einen Landesverrat,
und bedeuter die Miffachtung der frei-
en, demokrarischen Grundordnung un-
sercs Staares.

Dicse Spannung, die zur Verkennung
des geltenden Verfassungsrechts fiihre,
entsteht dadurch, daf das Verhiltnis
zwischen politischen Parteien und staar-
lichen Funktionen nicht beachtet wird.
Die politischen Parteien sind nichr Teil
der verfalten Staatsgewalt, sondern ihre
Aufgabe ist es lediglich, bei der politi-
schen Willensbildung im Volk mitzu-
wirken. Diese Aufgabe der Parteien ist
zwar verfassungsmiflig verbiirgt, aber
diese Garantie darf niemals die Rechre
und Pflichten und also den Status der
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Abgeordneten verkiirzen. So sind Par-
teibeschliisse ebenso wie Frakuonsbe-
schliisse im Hinblick auf das Verhalten
der Abgeordneten bei Abstimmungen
im Parlament nur als Empfehlungen
anzusehen, was bedeutet, daff sie keine
rechtlichen Bindungen erzeugen.

Die Empérung der Partei und der
Fraktion iiber das von dieser Empfeh-
lung abweichende Verhalten von Ab-
geordneten ist verstindlich, aber dann
doch duflerst bedenklich, wenn sie in
Beschimpfungen und Drohungen aus-
arter, etwa in dem Sinne, dafl die indi-
viduelle Entscheidung, im Einzelfall der
Empfehlung nichit zu folgen, als quasi-
kriminell dargestellt wird und Folgen
angedroht werden, die die Freiheit des
Mandats einzuengen trachten. Dhas ist
nicht nur deshalb unertriiglich, weil im
lonkreten Fall der , Abweichler” fiir sein
Verhalten geriigt wird und ihm durch
Drohungen ein zukiinfriges Verhalten
abgenorigt werden soll, sondern weil so
generell allen Abgeordneten vorgefithre
ist, wie sie sich zukiinftig zu verhalten
haben, wenn sie sich nicht brutaler Kri-
tik und harten Folgen aussetzen wollen.
Schmihungen wegen des cross voting
sollen porentielle Abweichler zukiinfrig
abschrecken.

.............. pesssmassnnnnnTy

Das Parteiengesetz
148t nur eine Auslegung
zu, die der Verfassung
entspricht. Keine MaB-
nahme gegen ein Par-
teimitglied darf daher

seine Freiheit als Ab-
geordneter bedrohen, .
wenn sie geeignet ist,
auf die Gewissensent-
scheidung des Mandats-
tragers einzuwirken.

Immer wieder wird es Abgrenzungs-
schwierigkeiten zwischen dem unzulis-
sigen Fraktionszwang und einer auch
allgemein anerkannten Zulissigkeit der
Fraktionsdisziplin geben, was auch in
den Bestimmungen des Parteiengesetzes
iiber den Ausschluflf aus einer Partei zum
Ausdruck kommr.

Danach kann ein Ausschluf aus ei-
ner Partei erfolgen, wenn ein Micglied

vorsirzlich gegen deren Satzung oder
erheblich gegen ihre Grundsitze oder
Ordnung verstofit und wenn ihr hier-
durch ,schwerer Schaden” zugefiige
wird. Bei aller Unklarheir iiber diese
geserzliche Regelung muf doch festge-
stellt werden, daf das Gesetz in jeder
Hinsicht nur eine Auslegung zulafir, die
der Verfassung entspricht. Keine Mafi-
nahme gegen ein Partcimitglied darf
daher seine Freiheit als Abgeordnerer
bedrohen, wenn sie geeignet ist, auf die
Gewissensentscheidung des Mandats-
triigers einzuwirken.

Manchen Auflerungen von engagier-
ten Parteifunkrioniren und auch Frak-
tionsvorsiczenden ist zu entnehmen, dafl
sic nicht bereir sind, jede Frage als ei-
ne ,Gewissensfrage” zu qualifizieren.
Eine solche Einstellung verkennt den
Begriff des Gewissens. Dieses unter-
liegt nicht der Qualifikation durch cine
Mehrheitsauffassung, sondern ist ex-
klusiv der Entscheidung des cinzelnen
Abgeordneten iiberlassen. Die wesentli-
che Frage ist daher, ob der Abgeordnete
ciner Pareei schweren Schaden” zufii-
gen kann, und zwar ¢inen solchen, der
parteiliche Mafiregelungen nach sich
zicht, wenn er von einem ihm von der
Verfassung nicht nur zugebilligeen, son-
dern zur PHiche gemachren Verhalten
Gebrauch macht. :

Dafl ein Parteigerichr zu einer Sank-
tion in diesem bedenklichen Sinne nei-
gen kann, ist im Falle Clement offen-
sichelich. Ein Parteischiedsgericht kann
leicht zu einer Entscheidung kommen,
die dem Schutz der Partei Vorrang ein-
riumt gegeniiber dem Schuez des Mit-
glieds. Das mag auch unbewuft ge-
schehen. Auch ist zu bedenken, daf ein
solches Gerichr, besetzt mit Parreimit-
gliedern, leicht in den Verdacht kom-
men kann, den Grundsarz richrerlicher
Neutralitit zu verletzen. Deshalb ist
der Auffassung zuzustimmen, wonach
im Streitfall auch die Entscheidung
eines Parteigerichts in letzrer Instanz
der Uberpriifung durch ein ordentli-
ches, staatliches Gericht unterworfen
sein muft, wenn Willkiir droht, die das
freie Mandar als primiren Grundsatz
verkennt.

Auch die Angstlichkeit eines Partei-
schiedsgerichts muf} beachrer werden.
Sie kann dann entstehen, wenn es um
quasi-tabuisierte Probleme geht, erwa
wenn AuBerungen cines Abgeordneten
als antisemirisch gedeutet werden, ob-
wohl bei objektiver und ruhiger Betrach-
tung eine solche Qualifikation leichtfer
tig erscheint. Man erinnere sich an den
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z"s.]:lg:urdnctcn Martin Hohmann, der
von seiner Partei, der CDU, deswegen
ausgeschlossen wurde.

Mach der klaren Bestimmung der
Verfassung ist eine politische Parrei
verpflichtet, dafiir zu sorgen, dafl ih-
re innere Ordnung ,demokrarischen
Grundsirtzen”™ entspricht. Zu diesen
zihlt nach unserer Verfassung jeden-
falls die Respektierung des freien Man-
dars der Abgeordneten. Ein manchmal
festzusrellendes bésartiges Verhalten von
Parteimitgliedern gegeniiber einem Ab-
geordneten, der niche strike der Partei-
linie Fnlgt. deutet darauf hin, daff fiar
die Kritiker nicht mehr vom Volk alle
Staatsgcwalt ausgeht, sondern von der
politischen Partei, deren Beschliisse wie
in einer Dikeatur wichliger werden als
die Willensbildung in einem Parlament.
Wenn schon der Parteibeschluff den Par-
lamentarier binden wiirde, wie manche
es zu wiinschen scheinen, wire die An-
wesenheit der Abgeordneten im Parla-
ment iiberfliissig. Es wiirde ausreichen,
wenn der Frakrionsvorsitzende die Stim-
men gesammelt abgibr. Stirker kbnnte
man das Parlament niche denaturieren.
Die Drohung mit der Gesinnungskeule
wiirde jede Freiheir vernichren.

Es mag an der besonderen Lage unse-
res Landes nach dem Zweiten Weltkrieg
liegen, daff Tabuisierungen den freien
Meinungsaustausch verkiimmern las-
sen. Kein verniinfriger Staatsbiirger kann
brutales Verhalten rechsextremer Grup-
pen rechrfertigen, aber es fillc doch auf,
daft linksradileale Aussch reitungen, auch
wenn sie massenhaft vorgenommen wer-
den, wenn vermummte Gestalten Steine
auf Polizisten werfen, Brinde legen und
Barrikaden bauen, weniger politische
Empdrung erzeugen als rechrsradikale
Tirer. Die Vorgéinge vom Juni 2007 in
Heiligendamm, bei denen weitgehend
durchaus vertretbare Sicherheirsbestim-
mungen verletzt wurden, geben ein gures
Beispiel fiir diese Untcrscht:idung.

Ebenso unt:rtr."iglich ist es, wie mit
dem Begriff der , Verfassungsfeindlich-
keit® umgegangen wird, einem Termi-
nus, den unsers Vtrfasmng als Rechisbe-
griff nicht kennt. Solange eine politische
Partei die Vorausserzungen beachrer, wie
die Verfassung und das Parreiengeserz sie
enthalten, ist sie zuzulassen, auch wenn
die von ihr propagierten politischen Zie-
le dem Beurteiler niche gefallen. Auch
Kiritik an ihr ist in dieser Hinsicht ver-
stindlich und zulissig. Eine wegen ih-
rer P0|itisc|1:n Ziele unliebsame Partei
alshald einer vcrfa&sungswidrigtn Partei
durch den Terminus der Vcrfa.ssungs—

feindlichkeir gleichzustellen, verbieret
sich jedoch aus Rechrtsgriinden, die die
Verfassung selbst klar aufzeige — inter-
pretiert dann durch das Bundesverfas-
sungsgerichr.

Dach nicht nur Aufleru ngen und
Handlungen, die klar geeigner erschei-
nen, NS-Ideologic zu férdern, werden
als verfassungsfeindlich gewertet und so
diffamiert, sondern auch Bekundungen
der Vaterlandsliche oder das Lob der ei-
genen Kultur, was in anderen Staaten
cine Selbstverstindlichkeir ist. Diese At
mosphire, die jede offene Zuneigung
zum eigenen Staat vergifter, ist deshalb
hier zu betonen, weil sie die Freihei des
Mandats i Parlament beeintrichtigr,
und zwar nicht im streng rechrlichen
Sinne, aber doch in pseudo-moralischer
Hinsichr.

Unertraglich ist es,
wie mit dem Begriff
der ,Verfassungsfeind-
lichkeit“ umgegangen
wird, einem Terminus,
den unsere Verfassung
als Rechtsbegriff nicht
kennt. Solange eine
politische Partei die
Voraussetzungen der
Gesetze beachtet, ist
sie zuzulassen.

Immer wieder wird betont, ohne
nachhal tige Frak:iunsdisziplin kénnten
die Parceien ihre Aufg:ﬂ:u: ZUr germeinsa-
men ‘ﬁ-’illcnsbildung im Parlament nicht
erfiillen. In ciner repriisentativen De-
mokratie bediirfe es der Blockbildung,
denn anders seien stabile Regierungsbil-
dungcn nicht erreichbar. Hierbei wird
iibersehen, daff nicht die gesichuslose
Mehrheit iiber eine solche Stabilicit ver-
fiigen sollte, sondern die Uberzeugungs-
kraft der politischen Fithrungen. Ohne
entsprechende Eliten versagr auch das
demokratische Regierungssystem, weil

s entweder einer konturlosen Mittelma-

Bigkeit entspricht oder der reine Mache-
erhalt als politisches Ziel gilt, niche die
optimale Lasung von Sachfragen. Eine
solche reale Gefahr kommt auch da-

durch zum Ausdruck, daff man unter
dieser strikten Parteidisziplin kaum je

errcichen wird, daff ein gutes Argument
in Parlamentsdebatten auch die Aner-
kennung durch den pulitiscl‘lcn Geg-
ner erhile. Nicht was der Vertreter der
gcgntrischtn Partei sagt, 1st r::gc:!mii—
Lig ausschlagcbcnd, sondern allein die
Tatsache, daff das Argument von der
anderen Seite stamme, nimmt ihm die
Zu.stimmungsmﬁgﬁchkcit.

Man Fragt sich als Beobachrer oft-
mals, warum t:igentlidl im Parlament
debattiert wird, wenn es doch schon
klar ist, daf jede Seite mit Sicherheit
geschlossen Ablehnung bekanntgeben
wird.

Diese dauernde Tendenz, die durch-
aus berechtigre Fraktionsdisziplin doch
zu einem Frakrionszwang werden zu las-
sen, ist fiir den der Mandatsfreiheit ver-
pHichreten Parlamentarier eine schwere
Belastung, stelle sie doch permanent die
Maxime des freien Mandars in Frage. Es
ist daher ernstlich zu pritfen, ob nicht
eine f‘indcrung des geltenden Wahlreches
hier Abhilfe schaffen kann. Vielleichr
wiire es besser, das Mehrheitswahlrecht
zu verstirken. In einem solchen Wahl-
recht wiire der einzelne Abgeordnete
nichr so sehr als Vertreter einer Parei
zu bewerten, sondern als ein solcher sei-
nes Wahlkreises. Schon die oft vermifite
Biirgernihe wiire viel enger, als es der-
zeit der Fall ise. Der Staatsbiirger hirte
das Gefiihl, von ,scinem” Abgeordneten
vertreten zu sein, nicht so sehr von einer
Partei. Auch kinnte es einmal wieder
parteilose Abgeordnete geben, dic sicher-
lich WCnIger der Gefahr der vollstandi-
gen Lenkbarkeit ausgesetzt sind.

Eine solche Anderung des Wahl-
systems wiirde es auch sogenannten
Quereinsteigern leichter machen, ihre
Fahigkeiten ciner Regierung zur Ver-
fligung zu stellen. So wiirde das poli-
tische Feld niche nur Jhochgedienten®
Funktioniren iiberlazsen. Dem Ideal des
freien Mandars wiire das niirzlich, wenn
man es ernstlich aufrechterhalten wall.
Verfassungen fremder Staaten zeigen oft
eine viel stirkere Beweglichkeit und ver-
harren niche in gleicher Starrheir wie
unser System.

Prof. Dr. iur. Dres. h. c. Karl Doehring war von
1968 bis zu seiner Ementierung Inhaber eines
Lebirstuhls fiir Staats- und Valkerrecht an der
Ruprecht-Karls-Universitdt Heidelberg sowie Di-
rektor am Max-Planck-Institut filr auslindisches
dffentliches Recht und Vilkemecht. Er ist seit
1971 Mitglied des Institut de Droit Intermatic-
nal. Auf derm Forum der juncen FremHe schrieb er
auletzt iber Wertekanfiikte in Staat und Recht
(.Gegen die feige Meutralitit”, JF 7/08).
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Ecispich l°¤j.r clicsc l_]'1:1t1:rstd1cicI.1.n1r1g..
]El:u:r¤s¤: 1.111crttä§g,1ic]1 ist as, vvic 111it
-clc¤11 Ecginfdcr „‘\/cr{t1a;¤.11—1A;I.—•:ir1ti.l1¢:l1—
L:«:it°" utmgcgangcn xvirtl, ::1114:111 iI"•;—r1—111:—
r11.ns, cl1;·¤1 •.¤1—1s•:r¤—: \/crtassang als Re;-¢;l;1tsL1ns
gri{T”rr1¢.J1t lgcmnt. Sclamgc ¤:x1:r¤:‘ gatrßinisclmc
Partei dit- \/•>tat1ssc1:L1;x1g¤:—;1 hneszntüi 1-:-1, vvie
nd int Y/e1·Fa5sL1¤1g 1¤r1<1 das Partcicngasctz sic
]'(ritil< an. i11r ist 111 •:li«:s«:r ‘I' Iirnsiclat vc;-Y
stämtllich und zulässig. ]Ei¤14: nvetggc-rn E11,
rcr ]p·«:»litis¢:l1n:111 Ziac n.n11licl:sa111c Partei
ajslazxld. cixicr v«;·rFa;.s1.x11§vvi¤J.r1sgc11 Partei
cltnrcld risrnr ']."ctr·r1i¤1¤.1s ticr \·"cr1iia,:as¤.1x1§;;;—




